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Entschließung des Europäischen Parlaments zu Anstieg der Lebensmittelpreise und 
dem Verbraucherschutz

Das Europäische Parlament,

– gestützt auf Artikel 108 Absatz 5 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung. dass in den letzten Jahren in den Mitgliedsländern der Europäischen 
Union ein erheblicher Anstieg der Preise für Grundnahrungsmittel festzustellen war, der 
zu großer Unruhe unter den Verbrauchern geführt hat, die fordern, dass umgehend 
Maßnahmen getroffen werden,

B. in der Erwägung, dass sich der Preisanstieg auf sämtliche Lebensmittel, unverarbeitete 
wie verarbeitete und industrielle, erstreckt und insbesondere die Einkommensschwachen 
trifft, indem er die Einkommen der privaten Haushalte stark belastet, 

C. in der Erwägung, dass Lebensmittel einen hohen Anteil am Budget der privaten Haushalte 
haben, der in den am wenigsten entwickelten Ländern der EU über 20 % oder sogar über 
30 % beträgt, und dass sich dies nachteilig auf den sozialen Zusammenhalt in den 
Mitgliedsländern der EU auswirkt, 

D. in der Erwägung, dass der besonders starke Anstieg der Preise für Grundnahrungsmittel 
wie Brot, Milch, Kartoffeln, Obst und Gemüse zehnmal so hoch ist wie die Inflationsrate,

E. in der Erwägung, dass durch den Anstieg der Lebensmittelpreise der Lebensstandard 
hauptsächlich der einkommensschwachen privaten Haushalte erheblich sinkt und die Zahl 
der Armen und der sozial Ausgegrenzten noch mehr zunimmt,

F. in Erwägung der steigenden Preise für Futtermittel-Rohstoffe, die sich in den letzten 
Monaten nahezu verdoppelt haben und zu einer Krise im Tierhaltungssektor geführt 
haben,

G. in der Erwägung, dass die Tierhalter in zahlreichen EU-Ländern gegen eine Politik 
protestieren, die zur Stilllegung kleiner und mittlerer Tierhaltungsbetriebe und zu einer 
Konzentration der Fleisch- und Milcherzeugung führt,  

H. in der Erwägung, dass der Lebensmittelsektor sowohl hinsichtlich der Erzeugung als auch 
beim Vertrieb durch zunehmende Konzentration gekennzeichnet ist und von 
Großunternehmen beherrscht wird, die erhebliche Gewinne erzielen, indem sie 
Verbraucherpreise erzwingen, die ein Mehrfaches der Erzeugerpreise betragen,

I. in der Erwägung, dass die Hauptleidtragenden des Anstiegs der Lebensmittelpreise und 
der Preise für Lebensmittel-Rohstoffe die Verbraucher, aber auch die kleinen und 
mittleren Erzeuger sind, die unter den derzeitigen Marktbedingungen nicht überleben 
können, wobei ein erhöhtes Risiko der Aufgabe der Ackerbau- und Tierhaltungsbetriebe 
sowie der Landflucht besteht,
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J. in der Erwägung, dass die letzte Reform der GAP auf eine Verringerung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung durch verringerte Stützung für die Erzeugung abzielt, so 
dass der Druck zur Erhöhung der Lebensmittelpreise und die Spekulation verstärkt 
werden,

K. in der Erwägung, dass die letzten Reformen der GAP in Verbindung mit der schrittweisen  
Öffnung der Märkte, des zunehmenden Abbaus der Mechanismen zur Regulierung der 
Märkte für landwirtschaftliche Erzeugnisse und der Globalisierung der Landwirtschaft zu 
einer zunehmenden Instabilität der europäischen Märkte führt, was neue Mechanismen zur 
Krisenbewältigung erforderlich macht,

L. in der Erwägung, dass die in Maastricht beschlossene Reform der GAP zum Ziel hatte, 
1  700 000 Betriebe zu beseitigen und dass diese Verringerung der Zahl der 
landwirtschaftlichen Betriebe zu einem stetigen Anstieg der Lebensmittelpreise geführt 
hat,

M. in der Erwägung, dass die strukturellen Ursachen des Preisanstiegs in unmittelbarem 
Zusammenhang mit der Landflucht in den südeuropäischen Ländern und den neuen 
Mitgliedsländern stehen, die sich mit der Einführung der Betriebsprämienregelung 
wahrscheinlich noch verschlimmern wird, und dass diese Ursachen daher sozialer und 
wirtschaftlicher Art sind,

N. in der Erwägung, dass die erheblich zunehmende Nutzung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse zu anderen als Nahrungszwecken, wobei in erster Linie Biokraftstoffe zu 
nehmen sind, an die Stelle der landwirtschaftlichen Erzeugung für Nahrungszwecke tritt 
und dass sich diese Zunahme ohne effektive Untersuchung der Folgen für die 
Selbstversorgung mit Nahrungsmitteln und die Ernährungssouveränität vollzieht,

O. in der Erwägung, dass durch die Beschränkung der pflanzlichen und tierischen Erzeugung 
günstige Voraussetzungen für eine rasche Zunahme der Einfuhren und der Spekulation 
geschaffen werden, indem die Lebensmittelunternehmen eine marktbeherrschende 
Stellung erhalten und die Ernährungssouveränität der Mitgliedsländer unmittelbar 
beeinträchtigt wird,

P. in der Erwägung, dass die Auswirkungen des Klimawandels bereits erkennbar sind, 
beispielsweise an einem Rückgang der Getreideerzeugung, wodurch die Kommission 
bereits gezwungen war, eine Ausnahme von der Verpflichtung zur Flächenstilllegung bei 
Getreide für das Jahr 2008 vorzusehen, sowie an dem voraussichtlichen Rückgang der 
Weinerzeugung in Europa um rund 18%, der darauf zurückzuführen ist, dass die Weinlese 
in vielen Gebieten vorgezogen werden musste, weshalb der Vorschlag der Kommission, 
im Rahmen der Reform der GMO für Wein eine Rebfläche von 200 000 ha zu roden, 
keinen Sinn mehr hat,

1. vertritt die Ansicht, dass die Hauptleidtragenden dieses Anstiegs der Lebensmittelpreise 
die einkommensschwachen privaten Haushalte sind, die einen Großteil ihres Budgets für 
die Ernährung ausgeben, und ist der Auffassung, dass sofortige Maßnahmen zur Senkung 
der Lebensmittelpreise getroffen werden müssen;

2. äußert seine Besorgnis über den Anstieg der Preise für Futtermittel-Rohstoffe, der die 
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Tierhalter unmittelbar trifft, und über den Anstieg der Lebensmittelpreise, dessen 
Leidtragende die Verbraucher und insbesondere die Einkommensschwachen unter ihnen 
sind;

3. bekundet seine Solidarität mit den kleinen und mittleren Ackerbau- und 
Tierhaltungsbetrieben; hält ihre Forderung nach einer Senkung der Preise für die 
Rohstoffe, die sie für ihre Erzeugung benötigen, für gerecht und fordert, dass geeignete 
Maßnahmen getroffen werden;

4. ist der Ansicht, dass die den Erzeugern gezahlten Preise für Erzeugnisse des Ackerbaus 
und der Viehzucht den Erhöhungen der Rohstoffpreise nicht entsprechen, so dass die 
kleinen und mittleren Betriebe in ihrer Existenz bedroht sind, mit verheerenden Folgen für 
die Produktionsmenge, die Qualität der Erzeugnisse und die Konzentration der Produktion 
in den Händen einer kleinen Zahl von Unternehmen;

5. betont insbesondere, dass Maßnahmen zur Verringerung der Differenz zwischen 
Verbraucherpreisen und Erzeugerpreisen getroffen werden müssen, indem die Spekulation 
und die Beherrschung des Marktes durch einige wenige Großunternehmen auf 
europäischer und internationaler Ebene begrenzt werden;

6. ist der Ansicht, dass der Beschluss, die Verpflichtung zur Flächenstilllegung für das 
Wirtschaftsjahr 2008 vorläufig aufzuheben und der Vorschlag der Kommission, die 
Einfuhrzölle für Getreide auszusetzen, fragmentarische Maßnahmen sind, die den 
Bedürfnissen der Tierhalter und der Verbraucher nicht gerecht werden und keine  
langfristige Wirkung haben;

7. weist darauf hin, dass die partielle Reform des Marktes für Milch in jüngster Zeit nicht 
verhindert hat, dass die Verbraucherpreise für Milch steigen, während die Erzeugerpreise 
für Milch niedrig bleiben und dass die Beihilfen gekürzt werden, was empörte Reaktionen 
der Tierhalter und der Verbraucher hervorruft, die außerdem Leidtragende von 
Handelsabkommen zwischen Großunternehmen im Milchsektor sind;

8. stellt fest, dass die jüngsten Marktmaßnahmen im Bereich der Erzeugung von Kartoffeln 
sowie Obst und Gemüse und die Kürzungen der Erzeugerbeihilfen bereits nachteilige 
Auswirkungen auf die Preise für diese Erzeugnisse haben und zu Preiserhöhungen führen;

9. betont, dass der Hauptzweck der landwirtschaftlichen Tätigkeit die Erzeugung von 
Nahrungsmitteln ist; stellt fest, dass die Nutzung von landwirtschaftlichen Erzeugnissen 
zu anderen als Nahrungszwecken, insbesondere Biokraftstoffe, nicht zwangsläufig zu 
einer Ausweitung der landwirtschaftlichen Tätigkeit beiträgt und Gefahr läuft, keine 
zufriedenstellenden Lösungen für die Verödung des ländlichen Raums zu bieten; stellt 
fest, dass diese Nutzung an die Stelle der Erzeugung von Lebensmitteln treten kann und 
damit die Lebensmittelmenge und die Ernährungssouveränität negativ beeinflussen kann;

10. betont, dass die Sammlung von Biomasserückständen geregelt werden muss, so dass sie 
nicht dazu beiträgt, die Verödung durch Verringerung der organischen Stoffe und durch 
Wertminderung des Bodens zu beschleunigen;

11. fordert die Kommission eindringlich auf, die Ziele der GAP im Hinblick auf eine 
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Erhöhung der Erzeugung von Lebensmitteln und der Stützung für kleine und mittlere 
Ackerbau- und Tierhaltungsbetriebe sowie eine Verringerung der Verbraucherpreise zu 
überprüfen, indem die Interventionsmechanismen verstärkt und angemessene 
Interventionspreise garantiert werden;

12. weist darauf hin, dass durch die drastische Verringerung der Ressourcen für das 
Wachstum im ländlichen Raum die Ausarbeitung von Aktionsplänen erschwert wird und 
fordert, dass nationalen oder regionalen Vorhaben zur Entwicklung des ländlichen Raums, 
die auf die Bekämpfung der Erosion, Wasserbaumaßnahmen, landwirtschaftliche und 
ökologische Maßnahmen zur Wassereinsparung und generell auf die Verbesserung der 
Voraussetzungen für die Erhaltung der Produktionskapazität der kleinen und mittleren 
Ackerbau- und Tierhaltungsbetriebe abzielen, Priorität eingeräumt wird;

13. fordert die Kommission auf, dem Druck der Großunternehmen, welche die Erzeugung und 
den Vertrieb von Lebensmitteln kontrollieren, nicht nachzugeben, und auch nicht dem 
Druck der Vereinigten Staaten und anderer Länder im Rahmen der 
Welthandelsorganisation, und die Interessen der Ackerbauern, der Tierhalter und der 
Verbraucher in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und den am wenigsten 
entwickelten Ländern zu unterstützen;

14. fordert die Kommission auf, kurz- und langfristige Maßnahmen zu prüfen und 
vorzuschlagen, mit denen die kleinen und mittleren Betriebe entlastet werden, unter 
Berücksichtigung der Tatsache, dass die derzeitige Situation dieser Betriebe ihre Existenz 
gefährdet und ihre Aufgabe fördert, insbesondere in strukturell benachteiligten Regionen, 
was mit sozialen, ökologischen und wirtschaftlichen Risiken verbunden ist;

15. fordert die Kommission auf, auch Maßnahmen zum Ausgleich anderer Faktoren zu 
prüfen, die sich negativ auf die Lebensmittelpreise auswirken, wie beispielsweise die 
Erhöhung der Erdölpreise, die Betriebsführungs- und die Kreditkosten usw. ; 

16. fordert die Mitgliedstaaten auf, die notwendigen Maßnahmen zu treffen, um die 
Spekulation und die Marktbeherrschung im Lebensmittelsektor sowie die Bildung von 
Kartellen in der Agrar- und Ernährungsindustrie zu erschweren, die den Mangel an 
geeigneter Infrastruktur, die fehlende Organisation der Erzeuger und der Verbraucher und 
die mangelnden Kontrollmechanismen ausnutzen, mit dem alleinigen Ziel, ihre Gewinne 
zu steigern, indem sie die Erzeugerpreise drücken und hohe Verbraucherpreise erzwingen;

17. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat und der Kommission sowie 
den Regierungen und Parlamenten der Mitgliedstaaten zu übermitteln.


